
 

 

 
B E K A N N T M A C H U N G 

1. D E C K B L A T T Ä N D E R U N G 
 

Planfeststellungsverfahren für den Neubau und Betrieb der +/-525 kV-HGÜ-Offshore-
Netzanbindungssysteme BalWin1 und 2, 

hier: Raum Bösel bis Raum Rieste („Bündelung bis Aufteilungspunkt Balwin1 und BalWin2“) 
Planfeststellungsabschnitt 2 

 
1.Deckblattänderung 

 
I. 

 

Die Amprion GmbH und die Amprion Offshore GmbH haben die Zulassung für das o. g. Vorhaben 
(Aktenzeichen: 4116-05020-269) bei der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr (NLStBV), Dezernat 41 - Planfeststellung, Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Hannover 
beantragt. Für das Vorhaben wird ein Planfeststellungsverfahren nach den §§ 43 ff. des 
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) in Verbindung mit den §§ 72 bis 78 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG), durchgeführt. 

 
Mit Datum vom 27.08.2026 beantragte die TenneT TSO GmbH auf der Grundlage der zur 
seinerzeitigen Auslegung vorgetragenen Stellungnahmen und Einwendungen eine 1. 
Deckblattänderung in dem o.a. Verfahren 
 
Gemäß § 43m Abs. 1 Satz 1 EnWG ist bei dem hier geplanten Vorhaben von der Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung und einer Prüfung des Artenschutzes nach den Vorschriften des § 44 
Abs. 1 BNatSchG abzusehen.  
 
Für die 1. Deckblattänderung einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs-, Ersatz- und 
Vermeidungsmaßnahmen werden Grundstücke in den folgenden Gemarkungen beansprucht: 
 

Gemeinde/Samtgemeinde Gemarkung 

Gemeinde Alfhausen (SG Bersenbrück) Alfhausen 

Gemeinde Badbergen (SG Artland) Grönloh 

Gemeinde Bockhorn Bockhorn 

Gemeinde Bösel Bösel 

Gemeinde Cappeln (Oldb.) Cappeln 

Stadt Cloppenburg Cloppenburg 

Stadt Dinklage Dinklage 

Gemeinde Essen (Oldb.) Essen (Oldb.) 

Gemeinde Garrel Garrel 

Gemeinde Gehrde (SG Bersenbrück) Helle 

Gemeinde Holdorf Holdorf 

Gemeinde Lastrup Lastrup 

Gemeinde Molbergen Molbergen 

Gemeinde Neuenkirchen-Vörden Neuenkirchen (Oldb.) 

Gemeinde Nortrup (SG Artland) Nortrup 

Gemeinde Rieste (SG Bersenbrück) Rieste 

 
Gegenstand der 1. Deckblattänderung ist: 

• Änderung der Trassenführung im Stationierungsbereich 31_0+513 - 33_0+031 (neu: 31_0+513n - 
33_0+078n)  

• Änderung einer temporären Zuwegung im Stationierungsbereich 55_0+950 - 56_0+030  

• Dauerhafte Einleitung Niederschlagswasser DAS/DTS-Zwischenstation Grönloh  



 

 

• Umlegung einer Fremdleitung (Wasserleitung) im Stationierungsbereich 69_0+254  

• Umlegung einer Fremdleitung (Wasserleitung) im Stationierungsbereich 41_0+881  

• Umlegung eines verrohrten Gewässers (Varrelbuscher Graben I) im Stationierungsbereich 
13_0+605  

• Änderung einer temporären Zuwegung im Stationierungsbereich 10_0+010 -10_0+140  

• Änderung der Kompensation von erheblichen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes  

• Korrekturen in den Maßnahmenblättern und im Konflikt-/Maßnahmenplan  

• Punktuelle Aktualisierung der Betreiber- bzw. Eigentümerangaben sowie Ergänzungen von 
Sondernutzungen in Anlage 16.3  

• Ergänzung Gehölzentnahme Holdorfer Straße (B214)  

• Änderung Wegenutzungskonzept im Bereich der Ortslage Rieste  

• Redaktionelle Anpassung Angaben nutzbare Dargebotsreserven in Anlage 13.2.2  

• Ergänzung Vermeidungsmaßnahmen Va1 und Va2 im Stationierungsbereich 41,12 - 41,92  

• Ergänzung Inanspruchnahme Schutzzone IIIA des Wasserschutzgebietes Thülsfelde nach § 52 
WHG  

• Punktuelle Änderungen Tabelle 1 in Anlage 13.2.1  

• Punktuelle Änderung in Anlage 8.3  

• Versickerung im Zusammenhang mit Maßnahme VPfl3 Anlage 10.3  

• Nachbeteiligung Anlage 10.1 (Konfliktplan) Blätter 29-59  

• Ergänzung der Maßnahmenblätter zur Berücksichtigung potenzieller Hirschkäfervorkommen in den 
Bereichen Dinklage-Schwege, Holdorf und Neuenkirchen 

• Ergänzung Vermeidungsmaßnahmen VS1 und VS2 im Stationierungsbereich 46,3 - 46,7 
 

Einzelheiten sind aus den geänderten Planunterlagen ersichtlich und in der Unterlage 
„01.1_BA12_PFA2_DÄ1_Erläuterungsbericht_Änderung_rev1.0“ unter 1 Beschreibung der 
geänderten Plangegenstände zusammenfassend beschrieben.  
 
Die vorliegenden Deckblattunterlagen enthalten: 

• Erläuterungsbericht  

• Übersichtspläne der Trasse 

• Bauausführung insb. Unterlagen DAS_DTS_Zwischenstation 

• Lage- und Rechtserwerbspläne, Bauwerkspläne 

• Übersichtspläne Kreuzungen und Kreuzungsverzeichnis mit Typenplänen Kreuzungen  

• Rechtserwerbsverzeichnis 

• Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) mit Kompensationsflächen und Naturschutzrechtlichen 
Ausnahme- und Befreiungsanträgen 

• Umweltfachliche Unterlagen: Umweltverträglichkeitsuntersuchung, Artenschutzrechtlichem 
Fachbeitrag 

• Konfliktpläne und Maßnahmepläne und -blätter 

• Bestandspläne (Schutzgebiete, Pflanzen, Brutvögel, Gastvögel, Tiere, Boden, Landschaft, 
Menschen, Wasser, kulturelles Erbe, Klima und Luft) 

• Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie 

• Wasserrechtliche Anträge 

• Wegenutzungskonzept mit Übersichtsplänen 

• Weitere Unterlagen zu straßenrechtlichen Belangen (Straßenkreuzungen, Anbauverbote und 
Anbaubeschränkungen, Sondernutzungen) 

 
II. 

 
 
(1) Die Deckblattunterlagen werden in der Zeit vom  
 



 

 

16.09.2026 bis zum (einschließlich) 15.10.2026 
 
unter dem Titel „1.Deckblattänderung, BalWin 1 und 2 Land, Raum Bösel bis Raum Rieste“ auf der 
Internetseite der NLStBV 
 

https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview 
 
elektronisch veröffentlicht. 
 
Auf Verlangen eines Beteiligten, das während der Dauer der Auslegung an die NLStBV, Dezernat 41 – 
Planfeststellung, Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Hannover, telefonisch (0511/3034-01) oder per E-
Mail (poststelle@nlstbv.niedersachsen.de) unter Angabe der vollständigen Kontaktdaten zu richten ist, 
wird ihm eine alternative, leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt;  In der Regel 
erfolgt dies mit einem USB-Stick. 
 
Jede Einwendung sowie jede Stellungnahme ist bis einschließlich zum 29.10.2026  elektronisch über 
das Onlineformular auf der Internetseite der NLStBV 
https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview , wo auch der Plan eingesehen 
werden kann, abzugeben. Sie kann auch nach vorheriger Terminabstimmung (Tel.: 0511/3034-01, E-
Mail: poststelle@nlstbv.niedersachsen.de) unter persönlicher Anwesenheit bei der NLStBV mündlich 
zur elektronischen Eingabe abgegeben werden. 

 
Jeder, dessen Belange durch die Änderungsplanung berührt werden, kann sich zu der Planung 
äußern. Die Äußerung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung 
erkennen lassen. Sie müssen Namen und eine vollständige, zustellungsfähige Anschrift der 
Einwendenden enthalten. 
 
Diese Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 
VwVfG a. F., § 102b VwVfG von der Veröffentlichung des Plans. Ihnen wird dadurch Gelegenheit zur 
elektronischen Stellungnahme gegeben. 

Vor dem 16.09.2026 eingehende Äußerungen werden als unzulässig zurückgewiesen. 

Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind für dieses Deckblattverfahren alle Äußerungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, § 73 Abs. 4 Satz 3 
VwVfG a. F., § 102b VwVfG. Dieses gilt auch für Einwendungen und Stellungnahmen der 
anerkannten Vereinigungen.  
 
Anträge, die sich auf die Benutzung von Gewässern richten und sich mit einer der für die Durchführung 
des Vorhabens beantragten Gewässerbenutzungen befassen, werden nach Ablauf der vorgenannten, 
für Einwendungen bestimmten Frist nicht berücksichtigt (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 lit. c in Verbindung mit § 4 
Satz 2 des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG)). 
Einwendungen wegen nachteiliger Einwirkungen der mit dem Vorhaben verbundenen 
Gewässerbenutzungen auf Rechte Dritter können später nur geltend gemacht werden, soweit der 
Betroffene nachteilige Wirkungen bis zum Ablauf der vorgenannten Frist nicht voraussehen konnte (§ 
9 Abs. 2 Nr. 1 lit. c NWG in Verbindung mit § 14 Abs. 6 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG)). 
Vertragliche Ansprüche werden durch eine Bewilligung zur Gewässerbenutzung nicht ausgeschlossen 
(§ 9 Abs. 2 Nr. 1 lit. c NWG in Verbindung mit § 16 Abs. 3 WHG). 
 
Bei Äußerungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit 
einer Unterschrift versehenen Seite eine Unterzeichnerin/ ein Unterzeichner mit Namen und Anschrift 
als Vertreterin/ Vertreter anzugeben. Es darf nur eine einzige Unterzeichnerin/ ein einziger 
Unterzeichner als Vertreterin/ Vertreter für die jeweiligen Unterschriftslisten bzw. gleich lautenden 
Äußerungen genannt werden. Vertreterin/ Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. Anderenfalls 
können diese Äußerungen gemäß § 17 Abs. 2 VwVfG unberücksichtigt bleiben. 
 

mailto:poststelle@nlstbv.niedersachsen.de
https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview
mailto:poststelle@nlstbv.niedersachsen.de


 

 

(2) Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung verzichten (§ 43a Abs. 8 Satz 1 EnWG). In den 
Fällen des § 43a Abs. 8 Satz 2 EnWG findet ein Erörterungstermin nicht statt. Findet ein 
Erörterungstermin statt, wird er mindestens eine Woche vorher ortsüblich und auf der Internetseite der 
NLStBV bekannt gemacht. Ferner werden diejenigen, die sich geäußert haben, bzw. bei gleichförmigen 
Eingaben die Vertreterin/ der Vertreter, von dem Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 
Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden 
(§ 73 Abs. 6 Satz 4 VwVfG a. F., § 102b VwVfG). 

In dem Termin kann bei Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt werden.  

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

 
(3) Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Einreichen von Äußerungen, Teilnahme am 
Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet. 
 
(4) Über die Zulässigkeit des Vorhabens sowie die Äußerungen entscheidet nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
(Planfeststellungsbehörde). Die Entscheidung (der Planfeststellungsbeschluss) wird öffentlich 
bekanntgegeben (§ 43b Abs. 5 Satz 2 EnWG). 
 

III. 
 

Vom Beginn der Auslegung des Planes an tritt die Veränderungssperre nach § 44a EnWG in Kraft. 
Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Vorhabenträger ein Vorkaufsrecht an den von dem Plan 
betroffenen Flächen zu (§ 44a Abs. 3 EnWG). 
 

IV. 
 

Hinweis: 
 

Hinsichtlich der Informationen nach Art. 13 der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) wird auf 

das bei Auslegung den Planunterlagen vorangestellte Merkblatt zur Datenverarbeitung im 

Planfeststellungsverfahren verwiesen. Diesem Merkblatt sind die Zwecke der Verarbeitung 

personenbezogener Daten, ihre Speicherdauer sowie Informationen über die Betroffenenrechte nach 

der DS-GVO im Planfeststellungsverfahren zu entnehmen.  

 

Der Text dieser Bekanntmachung kann auf der Internetseite der NLStBV 

https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview sowie in den Tageszeitungen 

Münsterländischen Tageszeitung und Oldenburgische Volkszeitung Herausgeber OM-Medien GmbH 

& Co. KG, Nordwest-Zeitung, Neue Osnabrücker Zeitung im Regionalblatt Bersenbrücker Kreisblatt 

und Bramscher Nachrichten eingesehen werden.  

 
Hannover, den 11.09.2026 

Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
Dezernat 41 – Planfeststellung  

 
Im Auftrage  
gez. Handt 

 

 


